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Anlage 12.
(Drucksachen. Nr. 11.)

Bericht und Antrag
des Provinzialausschusses,

betreffend

I. Die Verwendung des Erlöses eines bei der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt
Grafenberg zu verkaufenden Grundstückes zur Errichtung von Wohnungen für
Beamte und Angestellte bei den Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten.

II. Die Uebernahme der Garantie seitens des Provinzialverbandes für Baudarlehen
der Landes-Versicherungsanftalt an Angestellte der Provinzialanstalten und Zu-
zahlung von 1 "/« der jährlichen Zinsquoten ans Anstaltsmitteln.

Bei den Provinzial-Heil- und Pftegeaustaltenhat sich in den letzten Jahren immer mehr
die unerwünschte Erscheinunggezeigt, daß entsprechend den fortgesetzt steigenden Grundstückspreisen
die Wohnungsmieten in der Nähe der Anstalten eine derartige Höhe erreicht haben, daß es den
Angestellteninsbesonderedem Pflegepersonaloft schwer fällt eine Wohnung zu einem angemesseuen
Mietpreise zu bekommen. Dies gilt besondersvon Anstalten, welche in großen Städten oder in
der Nähe solcher gelegen sind. Diese Erscheinungmacht sich um so unangenehmerbemerkbar,als
der Pflegerberuf bei den Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten immer mehr ein Lebensbcruf wird
und immer mehr Pfleger auf Grund ihrer Stellung eine Familie gründen, die Nachfrage nach
Wohnungen also immer größer wird. Die Ueberweisung von Dienstwohnungen kann diesem
Wohuungsbedürfnisnur in geringem Maße abhelfen, da Dienstwohnungennur einem kleinen Teil
des Pflegepersonals überwiesen werden können. Anch der Bau oder Kauf eines eigenen Hauses
kommt nur für wenige Angestellte in Frage, da hierzu ein nicht unerheblichesPrivatvermögen
gehört, welches nur einem kleinen Teil der Angestelltenzur Verfügung steht.

Zur Bekämpfung dieser Wohnungsnot, welche sich in den letzten Jahren immer fühlbarer
gemacht hat, schlägt der Provinzialausschußzwei Maßnahmen vor und zwar:

I. Die Verwendung des Erlöses eines bei der Provinzial-Heil- und Pflege-
anstalt Grafenberg zu verkaufenden Grundstückes zur Errichtung von Wohnungen für
Beamte und Angestellte bei den Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten.

Der 47. Provinziallandtag'hat nämlich in der Plenarsitzung vom 14. März 190? be¬
schlossen, den Provinzialausschuß zu ermächtigen, die Parzellen GemeindeGerresheim Flur XVI

Nr. ^ und Gemeinde Ludenberg Flur XVII Nr. ^ zum Preise von 15 000 Mark pro
Morgen zu verkaufenund den Kaufpreis zum Erwerb von Grundstückenbei deu Provinzial-Hcil-
und PflegeanstaltenBonn, Grafenberg, Düren uud Anderuachzu verwenden.



Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 12. 181

Die hier fraglichenGrundstücke liegen an der früheren Part-, jetzigen Friedingstraße in
der Nähe der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Grafenberg und haben eine Größe von 1 Ka,
55 ar 33 ym, also etwas mehr als 6 Morgen. Der Preis, zu dem die Parzellen nach dem da¬
maligen Grundstückswertverkauft werden sollten, betrug alfo etwa 90000 Mark.

Es wurden in der Folge auch mit verschiedenen KaufliebhaberuVerkaufsverhandlungenan¬
geknüpft, zu einem Verkauf kam es aber nicht, weil ein solventerKäufer, der den Kaufpreis von
90 000 Mark oder eine entsprechende Anzahlung nnd Sicherstellung der Provinz hätte leisten
können, sich nicht fand. Unterdessenist nun der Wert der Grundstücke noch weiter gestiegeu und
beträgt zurzeit etwa 220000 Mark. Da nach den früheren Erfahrungen nicht zu erwarten stand,
daß sich ein Käufer finde, der diesen Kanfpreis entrichten könne, so hat die Verwaltung im laufenden
Geschäftsjahr das Terrain in Baustellen zerlegt, um die Baustellen einzeln zu verkaufen. Eine
Anzahl Baustellen ist auch bereits im Laufe des Geschäftsjahres verkauft worden. Noch längeres
Warten mit dem Verkaufen empfiehltsich nicht, weil die Grundstückswerte in dieser Gegend in ab¬
sehbarer Zeit kaum noch erheblich steigen werden und weil die Grundstückebei ihrer großen Ent¬
fernung von der Anstalt infolge mutwilliger Beschädigungenund Entwendungen der Feldfrüchte
kaum noch landwirtschaftlichen Wert für die Anstalt besitzen.

Der aus dem Verkauf der Grundstücke erzielte Gewinn soll nun nach dem vorgenannten
Beschlußdes 47. Landtages zur Erwerbung von Grundstücken bei den Provinzial-Heil- nnd Pflegc-
anstaltcn Bonn, Grafenberg, Düren nnd Andernach dienen. Eine derartige Verwendungdes Er¬
löses empfiehlt sich jedoch uach den heutigen Verhältnissennicht, da die Grundstückswertebei den
vorgenanntenHeil- und Pflegeanstalten infolge fortschreitender Bebauung in den letzten Jahren der¬
artig gestiegen sind, daß landwirtschaftlichzu benutzende Grundstückezu angemessenen Preisen in
der Nähe der Anstalten kaum mehr zu haben sind. Andererseits hat sich aber gerade bei der
Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Grafcnberg die Wohnungsnot besonders fühlbar gemacht, weil
diese Anstalt nach der Eingemeindungder Stadt Gcrresheim in die Stadt Düsseldorf dem groß¬
städtischen Verkehr immer näher gerückt ist, und es dem Pflegepersonal bei den in der dortigen
Gegend gezahlten Mietpreisen nur schwer möglich ist, eine angemessene Wohnung zu bekommen.

Der Provinzilllausschußbeabsichtigtdeshalb, in der Nähe der Anstalt Grafenbcrg ent¬
sprechendder dortigen Bauweise ein größeres Etagenhaus zu errichten.

Das Haus soll enthalten:
1. eine Dienstwohnungfür 2 Beamte (Verwaltnngsassistcntund Stationspflcger), wodurch

der diesen Beamten zu zahlende Wohnuugsgeldzuschußvon 330 -^ 200 Mark er°
spart wird.

2. Zwölf 3 Zimmerwohnungenund eine 2 Zimmerwohnuug,die an Pfleger und Auge«
stellte zum Preise von 5 Mark pro Zimmer uud Monat vermietet werden, wodurch
eine Einnahme von 2280 Mark erzielt wird.

In ähnlicherWeise sollen späterhin auch bei den anderen Provinzial-Heil- und Pflegc-
anstallen, sobald sich das Bedürfnis hierzu herausstellt, Wohnungen beschafft werden. Die Kosten
für die Herstellung dieser Wohnungen sollen nun aus dem Verkaufserlös der eingangs genannten
Grundstücke an der Friedingstraße entnommenwerden.

Der Provinzilllausschußglaubt, daß diese Verwendungdes Verkaufserlöseseinem dringen¬
deren Bedürfnis Rechnung trägt, als die Verwendung des Erlöfes zum Ankauf laudwirtfchaftlicher
Grundstücke.
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II. Die Uebernahme der Garantie seitens des Provinzialverbandcs für Bau-
darlchen der Landes-Versicherungsanstalt an Angestellte der Provinzialanstalten
unter Zuzahlung von 1 °/n der jährlichen Zinsquoten aus Anstaltsmitteln.

Der Vorstand der Landesversicherungsanstalthat sich bereit erklärt 100 000 Mark auf¬
zuwenden,damit aus dieser Summe Darlehen an Augestellteder Rheinischen Provinzialanstalten
zum Bau oder Kauf von Eigenhäuscru, unter selbstschuldnerischerBürgschaft des Proviuzialvcr-
bandes gewährt werden. Eine entsprechendeVorlage wird von dem Vorständeder Landcs-Vcrsicheruugs-
anstalt dem Gcsamtvorstandeunterbreitet werden. Die Hergäbe der Darlehen seitens der Landes-
Versicherungsanstaltgeschieht unter denselben Bedingungen, unter denen von ihr an Gemeindenund
andere öffentlichen Genossenschaften Mittel zur Erbauung von Arbeiterwohnungenzur Verfügung
gestellt weiden. Auf diesen Bedingungen beruht auch die geforderteUebernahme der Bürgschaft
für die gewährten Darlehen.

Die Uebernahme dieser Garantie durch den Provinzialvcrbcmdhat keinerlei Bedenken, da
selbst wenn der Pruvinzialverband in einem einzelnen Falle von der Landes-Versichernugsanstaltals
Bürgen in Anspruchgenommen werden sollte und er das betreffende Haus übernehmenmüßte, er
jederzeit dasselbe für sich verwertenoder einem anderen Angestellten wieder verkaufen könnte. Selbst¬
verständlich muß sich der Provinzilllverbcmdbei dem Bau solcher Häuser ein weitgehendes Bcnuf-
sichtigungsrecht vorbehalten, um zu verhiuderu, daß unzweckmäßigeoder schlechtverwertbare Häuser
gebaut werden. Der Zinssatz, zu dem die Darlehen gewährt werden, beträgt 3^ °/o, dazu kommt
in der Regel noch 1^2 "/« Tilgung. Die von dein Darlehnsempfänger zn zahlende Rente beträgt
demnach jährlich 5 °/o. Diese Rente von 5 °/n des jeweilig gewährten Darlehens macht aber für
den Einzelnen doch immerhin eine derartige Belastung aus, daß sich mancher,der sich sonst zweifel¬
los ein eigenesHeim schaffen würde, mit Rücksichtauf die Höhe der Abgaben zumal bei Berück¬
sichtigung der noch hinzukommenden Unterhaltungskosten des Hanfes, der Grund- und Gebäudesteuern :c.
vom Bau eines Eigenhauses abhalten läßt. Um nun aber den Bau derartiger Häuser durch
Angestellte der Provinzialanstalten nach Möglichkeitzu fördern und die Belastung des Einzelnen
aus dem Bau eines solchen Hauses, soweit irgend angängig, zu vermindern, bittet der Provinzial-
ausschuß um die Ermächtigung im einzelnenFalle und nach vorgangiger Prüfung 1 °/° der von
dem Hauseigentümer zu zahlenden Darlehenszinsenans Anstaltsmitteln zuzuschießen, so daß alsdann
die Belastung des Darlehensempfängers nur noch 4 °/° der Darlehenssumme unter Einschlußvon
I V2 "/o Tilgung betragen würde. Der Satz von 4 °/n aber ist ein derartiger, daß er auch von
schwachen Schnltern ohne fühlbaren Druck getragen werden kann. Eine irgendwieerheblicheBelastung
der einzelnenAnstalten wird durch diesen Zuschußvon 1 °/° auch nicht entstehen, da selbst nach
Ausleihung der ganzen zur Verfügung stehenden Summe von 100 000 Mark höchstens 1000 Mark
jährlich aus Anstaltsmitteln zuzuschießen sein würden, die auf die vielen in Betracht kommenden
Anstalten verteilt, den einzelneuAustaltsetat uicht nennenswert belasten, während der Zuschußfür
den einzelnenHauseigentümer eine fühlbare Entlastung bedeutet. Der Proviuzialausschuß glaubt,
daß gerade dieser Zuschuß von 1 °/n Zinsen eine mächtigeAnregung zum Bau von Eigenhäuscrn
bieten wird.

Er beehrt sich dementsprechend zu beantragen:
„Der Pruvinziallandtllg wolle genehmigen:
I. Daß der Erlös aus dem Verkaufder an der Fricdingstmße in Grafenbcrg gelegenen

Bllugrundstllcke zur Errichtung von Wohnungen für Beamte und Angestelltebei den
Provinzial-Heil- und Pflegeanstaltenverwendetwird.
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